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Lange Wartezeiten und Ungleichbehandlung im Visumverfahren 
(Nachfrage zur Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage 
auf Bundestagsdrucksache 17/10022) 


Vorbemerkung der Fragesteller 

Wie infolge der Kleinen Anfrage der Fraktion DIE LINKE, bekannt geworden 
ist (vgl. Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Fraktion 
DIE LINKE, auf Bundestagsdrucksache 17/10022 und DER TAGESSPIE- 
GEL vom 29. Juni 2012: „Warten aufs Visum“), wird die Regelvorgabe des 
EU-Visakodex einer maximal zweiwöchigen Wartefrist bis zur Vorsprache zur 
Beantragung eines Schengen- Visums von der Bundesrepublik Deutschland in 
erheblichem Umfang verletzt. Die Bundesregierung erklärte, dass derzeit in 
acht Ländern weltweit diese Frist wegen hoher Nachfrage überschritten würde 
(u. a. in Russland, China und der Türkei), und sie bedauerte, dass es „nicht im- 
mer gelungen“ sei, die Regelvorgabe des Visakodex einzuhalten (vgl. Antwort 
der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE, auf 
Bundestagsdrucksache 17/10022, zu den Fragen 2 und 3). Diese Formulierun- 
gen gehen allerdings darüber hinweg, dass die besagten acht Länder im Jahr 
2011 fast 60 Prozent der gesamten Visabearbeitung ausmachten (vgl. Antwort 
der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE, auf 
Bundestagsdrucksache 17/8823, Anlage zu Frage 1). Vor diesem Hintergrund 
muss auch die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Frak- 
tion DIE LINKE, auf Bundestagsdrucksache 17/8221, zu Frage 10, wonach 
die Zweiwochenfrist „in der weit überwiegenden Zahl der Fälle eingehalten“ 
würde, bezweifelt werden. 

Der massive Verstoß gegen verbindliches EU-Recht ist nicht mit Verweisen 
auf saisonale Schwankungen und Reisestoßzeiten zu rechtfertigen (so die 
Bundesregierung in ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage der Fraktion DIE 
LINKE, auf Bundestagsdrucksache 17/8221, zu Frage 10). Artikel 38 
Absatz 1 des Visakodex verpflichtet die Mitgliedstaaten dazu, „geeignete 
Kräfte in ausreichender Zahl zur Prüfung der Anträge“ einzusetzen, um eine 
„angemessene (...) Dienstleistungsqualität für die Öffentlichkeit“ sicherzu- 
stellen. Das Visa-Handbuch der Europäischen Kommission, das von den na- 
tionalen Behörden vorrangig zu beachten ist (vgl. Artikel 2 des entsprechen- 
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den Beschlusses der Kommission vom 19. März 2010), regelt zudem in Punkt 
3.2.2.: „Ein Termin muss innerhalb von höchstens zwei Wochen erhältlich 
sein. Die Kapazitäten der Konsulate der Mitgliedstaaten für die Bearbeitung 
von Visumanträgen sind so anzupassen, dass diese Frist auch in Stoßzeiten 
eingehalten werden kann“. 

Wenn die Bundesregierung vorbringt, dass auf das „immer wieder saisonal- 
höhere Antragsaufkommen in Russland mit „personellen Verstärkungen“ und 
„zusätzlichem Personal“ und „Saison-Arbeitskräften vor Ort“ reagiert worden 
sei (vgl. Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Fraktion 
DIE LINKE, auf Bundestagsdrucksache 17/10022, zu Frage 5), steht dies in 
einem Widerspruch zu ihren Angaben in der Antwort auf die Kleine Anfrage 
der Fraktion DIE LINKE, auf Bundestagsdrucksache 17/8823 (Anlage zu 
Frage 20), wonach die eingesetzten Mitarbeiterkapazitäten in Russland im Be- 
reich der Visumbearbeitung im Jahr 2011 gegenüber dem Vorjahr um 8 Pro- 
zent reduziert wurden, was angesichts zugleich gestiegener Visaanträge zu ei- 
ner Mehrbelastung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter um 15 Prozent 
führte. Bereits im Jahr zuvor hatte es in Russland eine vergleichbare Entwick- 
lung gegeben (vgl. Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der 
Fraktion DIE LINKE, auf Bundestagsdrucksache 17/8221, Tabelle 11). Auch 
warum es trotz angeblich zusätzlich eingesetzten Personals Mitte Mai 2012 zu 
Wartezeiten von über sieben Wochen im Generalkonsulat Nowosibirsk kom- 
men konnte (vgl. Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der 
Fraktion DIE LINKE, auf Bundestagsdrucksache 17/10022, zu Frage 1), ist 
für die Fragesteller nicht nachvollziehbar. Dass die Bundesregierung ihrer 
Verpflichtung nach Artikel 38 Absatz 1 des Visakodex nachkommt, muss 
auch deshalb bezweifelt werden, weil die offizielle Webseite des Generalkon- 
sulats Nowosibirsk am 5. Juli 2012 darüber informierte, dass die Wartezeit 
nunmehr über acht Wochen betrage („Achtung! Kümmern Sie sich rechtzeitig 
um Ihr Visum! (...) Heute werden Termine für den Zeitraum ab dem 
31. August 2012 vergeben. Ausnahmen von der Verpflichtung zur 
Terminabsprache können leider nicht gemacht haben [so im Original], da die 
Visastelle bereits vollständig ausgelastet ist. Deshalb wird auch dringend 
darum gebeten, von Anrufen beim oder Mails an das Generalkonsulat 
abzusehen“; www.nowosibirsk.diplo.de/Vertretung/nowosibirsk/de/Startseite. 
html). Allzu rechtzeitig dürfen sich reisewillige Personen aber auch nicht um 
ihr Visum kümmern, derm entsprechende Anträge dürfen frühestens drei Mo- 
nate vor der beabsichtigten Reise abgegeben werden. 

Die von der Bundesregierung angestrebte Lösung zur Verkürzung der Warte- 
fristen, die Auslagerung insbesondere der „Antragsannahme an kommerzielle 
Dienstleistungsuntemehmer“ (vgl. Antwort der Bundesregierung auf die Kleine 
Anfrage der Fraktion DIE LINKE, auf Bundestagsdrucksache 17/10022, zu 
Frage 5), ist problematisch. Zum einen führt diese Teilprivatisierung hoheit- 
lichen Handelns zu einer weiteren Steigerung der ohnehin hohen Visagebühren. 
Zum anderen sollen nach Artikel 40 Absatz 1 des Visakodex Visaanträge 
„grundsätzlich“ bei einem Konsulat der Mitgliedstaaten eingereicht werden. 
Eine Zusammenarbeit mit externen Dienstleistem ist laut Artikel 40 Absatz 3 
Buchstabe b nur dann - als „letztes Mittel“ - zulässig, wenn sich zuvor eine Zu- 
sammenarbeit mit einem oder mehreren anderen EU-Mitgliedstaaten zur 
schnelleren Bearbeitung einer hohen Zahl von Anträgen oder zur Erreichung ei- 
ner besseren geografischen Abdeckung als „ungeeignet“ erwiesen hat. Dem 
entgegengesetzt will die Bundesregierang jedoch erst „nach erfolgter Auslage- 
rung“ prüfen, „welche zusätzlichen Maßnahmen zu ergreifen sind, um den Ser- 
vice weiter zu verbessern“ (Antwort der Bundesregierung auf die Kleine 
Anfrage der Fraktion DIE LINKE, auf Bundestagsdracksache 17/10022, zu 
Frage 31). Den Fragestellern erschließt sich nicht, warum gemeinsame Visum- 
antragstellen oder Foraien gegenseitiger Vertretungen zwischen Schengen- 
Partnerländern für die Bundesrepublik Deutschland in Russland nicht möglich 
sein sollen. Ohnehin wäre eine vorrangige und selbstverständliche Maßnahme, 
zunächst einmal das Personal aufzustocken (statt abzubauen), um Vorsprachen 
innerhalb von zwei Wochen in den deutschen Konsulaten zu ermöglichen - wie 
vom EU- Visakodex im Regelfall vorgesehen. 
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Schließlich musste die Bundesregierung in der Antwort auf die Kleine An- 
frage der Fraktion DIE LINKE, auf Bundestagsdrucksache 17/10022 einräu- 
men, dass privat und geschäftlich Reisende bei der Vergabe von Visa- Vorspra- 
cheterminen „an vielen Dienstorten“ unterschiedlich behandelt und Geschäfts- 
reisende bevorzugt werden - in Nowosibirsk etwa erhielten im Mai 2012 Ge- 
schäftsreisende bereits nach zehn Tagen einen Termin, während privat 
Reisende über sieben Wochen warten mussten (ebd., Antwort zu den Fragen 1 
und 9). Dies ist nach Ansicht der Fragesteller ein klarer Verstoß gegen das 
Diskriminierungsverbot der EU-Grundrechtecharta. Der Versuch einer Recht- 
fertigung dieser Ungleichbehandlung, wonach angeblich nach „Dringlichkeit“ 
differenziert würde (ebd., Antwort zu Frage 12), ist unglaubwürdig. Zum 
einen wird bei der Terminvergabe die Dringlichkeit des Reisezwecks gar nicht 
abgefragt, und es wäre auch unklar, wie die privaten Dienstleister am Telefon 
die Dringlichkeit eines Anliegens beurteilen können sollten. Zum anderen 
werden unterschiedliche Vorsprachekontingente gerade nicht nach „Dringlich- 
keit“ vorgehalten und vergeben (was die Ungleichbehandlung bewirkt), son- 
dern, so die Bundesregierung, nach „Visumkategorien bzw. Reisezweck“, 
wozu „die Vorhaltung von Terminkontingenten für Geschäftsleute, die häufig 
kurzfristig reisen müssen“, gehöre (ebd., Antwort zu Frage 9). Auch privat 
Reisende könnten einen „Vorzugstennin“ erhalten, heißt es weiter zur Recht- 
fertigung, wenn sie geltend machen, dass sie aus „unvorhersehbaren Gründen 
dringlich reisen müssen“ und eine „vorausschauende Planung“ „nicht möglich 
war“ (ebd., Antwort zu Frage 12). Eine solche Verfahrensweise im Einzelfall 
ergibt sich zwingend aus Artikel 9 Absatz 3 des Visakodex, doch die europa- 
rechtswidrige Ungleichbehandlung liegt darin, dass in der Praxis bei Ge- 
schäftsreisenden grundsätzlich - und nicht im Einzelfall - eine Dringlichkeit 
unterstellt wird und sie deshalb weitaus früher einen Vorsprachetermin erhal- 
ten, während privat Reisende eine Dringlichkeit unter hohen Anforderungen 
im Einzelfall nachweisen müssen und ansonsten einen Termin erhalten, der 
deutlich später und gegebenenfalls auch nicht mehr innerhalb der Zwei- 
wochenfrist liegt. 


1 . Wie lang sind derzeit die Wartezeiten für privat bzw. geschäftlich Reisende 
(bitte differenzieren) für einen Termin zur Visumantragstellung in den ver- 
schiedenen deutschen Auslandsvertretungen in den 1 5 wichtigsten visum- 
pflichtigen Ländern weltweit (bitte nach Auslandsvertretungen differenzie- 
ren und bei mehreren Vertretungen in einem Land auch den Gesamtwert 
nennen; sinngemäße Wiederholung der insofern nicht beantworteten 
Frage 2 der Kleinen Anfrage der Fraktion DIE LINKE, auf Bundestags- 
drucksache 17/10022, denn die Fragesteller gehen angesichts der Antwort 
zu Frage 1 auf derselben Bundestagsdrucksache davon aus, dass die Bun- 
desregierung entsprechende konkrete Angaben machen kann - wenn nicht, 
warum nicht, und welche ungefähren Einschätzungen liegen ihr hierzu 
vor)? 

Die 15 nach der Zahl bearbeiteter Visumanträge im Jahr 2011 wichtigsten vi- 
sumpflichtigen Länder sind: Russland, China, Türkei, Ukraine, Indien, Verei- 
nigte Arabische Emirate, Weißrussland, Iran, Thailand, Kasachstan, Kosovo, 
Saudi-Arabien, Südafrika, Ägypten und Großbritannien. Dort bewegen sich die 
aktuellen Wartezeiten: 

— für privat Reisende im Rahmen von zwei Wochen in: 

St. Petersburg, Kanton, Ankara, Istanbul, Izmir, New Delhi, Mumbai, Ban- 
galore, Chennai, Kalkutta, Abu Dhabi, Dubai, Minsk, Bangkok, Almaty, 
Riad, Djidda, Pretoria, Kapstadt, London; 

— für privat Reisende zurzeit über zwei Wochen in: 

Moskau, Nowosibirsk, Jekaterinburg, Kaliningrad, Peking, Shanghai, 
Chengdu, Kiew, Teheran, Astana, Pristina, Kairo, Edinburgh; 
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— für geschäftlich Reisende im Rahmen von zwei Wochen in: 

St. Petersburg, Nowosibirsk, Kanton, Ankara, Istanbul, Izmir, Kiew, New 
Delhi, Mumbai, Bangalore, Chennai, Kalkutta, Abu Dhabi, Dubai, Minsk, 
Bangkok, Almaty, Astana, Pristina, Riad, Djidda, Pretoria, Kapstadt, London; 

— für geschäftlich Reisende zurzeit über zwei Wochen in: 

Moskau, Jekaterinburg, Kaliningrad, Peking, Shanghai, Chengdu, Teheran, 
Kairo, Edinburgh. 


2. In welchen Ländern wird derzeit die Regelvorgabe des Artikels 9 Absatz 2 
Satz 2 des Visakodex einer maximal zweiwöchigen Wartefrist überschrit- 
ten (bitte nach privat und geschäftlich Reisende differenziert angeben), und 
welchen Anteil an der Visumbearbeitung weltweit haben diese Länder? 

Die Regelvorgabe des Artikels 9 Absatz 2 Satz 2 des Visakodex wird gegen- 
wärtig an einzelnen, aber nicht allen Auslandsvertretungen in Russland, China, 
Ukraine, Iran, Kosovo, Ägypten und Großbritannien überschritten. Hierzu wird 
auf die Antwort zu Frage 1 verwiesen. Die aktuellen Wartezeiten sind aller- 
dings nicht auf den Rest des Jahres übertragbar, sondern unterliegen Schwan- 
kungen. Nur ein kleiner Teil der innerhalb eines Jahres in diesen Ländern ge- 
stellten Visumanträge unterliegt den gegenwärtigen längeren Wartezeiten. Er ist 
nicht identisch mit dem Anteil dieser Länder an der weltweiten Visumbearbei- 
tung (bezogen auf das Jahr 2011 ca. 73 Prozent aller Visumanträge). 


3. Wie bewertet und rechtfertigt es die Bundesregiemng, dass - gemessen am 
Visabearbeitungsvolumen des Jahres 2011 - die Regelvorgabe des 
Artikels 9 Absatz 2 Satz 2 des Visakodex einer maximal zweiwöchigen 
Wartefrist mehrheitlich (rechnerisch: in 59 Prozent der Fälle; vgl. Antwort 
der Bundesregiemng auf die Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE, auf 
Bundestagsdmcksache 17/10022, zu Frage 2, und Antwort der Bundes- 
regiemng auf die Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE, auf Bundes- 
tagsdmcksache 17/8823, Anlage zu Frage 1) verletzt wird, insbesondere 
angesichts der Verpflichtung nach Artikel 38 Absatz 1 des Visakodex, „ge- 
eignete Kräfte in ausreichender Zahl zur Prüfung der Anträge“ einzuset- 
zen, um eine „angemessene (...) Dienstleistungsqualität für die Öffentlich- 
keit“ sicherzustellen? 

Auf die Antwort zu Frage 2 wird verwiesen. Die Behauptung, in 59 Prozent 
aller Fälle würden die im Visakodex genannten Regelwartezeiten verletzt, kann 
somit nicht nachvollzogen werden. Im Übrigen wird auf die Antwort der Bun- 
desregierung zu Frage 3 der Kleinen Anfrage der Fraktion DIE LINKE., Bun- 
destagsdrucksache 17/10022 vom 15. Juni 2012, verwiesen. 


4. Mit welcher Begründung ist die Bundesregiemng der Auffassung, dass es 
sich bei derart umfassenden (in Bezug auf 59 Prozent des Visaaufkom- 
mens) und deutlichen (in zeitlicher Hinsicht: bis zu vierfache) Überschrei- 
tungen der Regelvorgabe des Visakodex noch um eine „Ausnahme“ 
(Antwort der Bundesregiemng auf die Kleine Anfrage der Fraktion 
DIE LINKE, auf Bundestagsdmcksache 17/10022, zu Frage 3) handelt, die 
nach dem Visakodex zulässig sei? 

Auf die Antwort zu Frage 3 wird verwiesen. 


5. Mit welcher Begründung hält die Bundesregiemng vor diesem Hinter- 
gmnd ihre Aussage für angemessen, zutreffend und mit der Verpflichtung 
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zur gewissenhaften und wahrheitsgemäßen Beantwortung parlamentari- 
scher Anfragen für vereinbar, „nicht immer“ würde die Zweiwochenfrist 
eingehalten (Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der 
Fraktion DIE LINKE, auf Bundestagsdrucksache 17/10022, zu Frage 3) 
bzw. die Zweiwochenfrist würde „in der weit überwiegenden Zahl der 
Fälle eingehalten“ (Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage 
der Fraktion DIE LINKE, auf Bundestagsdrucksache 17/8221, zu Frage 10)? 

Auf die Antworten zu den Fragen 2 und 3 wird verwiesen. 


6. Seit warm genau wird in Nowosibirsk die Vorgabe einer maximal zwei- 
wöchigen Wartefrist für privat Reisende überschritten, und mit welcher 
Begründung hält die Bundesregierung diese (seit mindestens zwei Mo- 
naten andauernde) deutliche Überschreitung der Vorgabe des Visakodex 
für „vorübergehend“ und deshalb zulässig, wie auf die Kleine Anfrage der 
Fraktion DIE LINKE, auf Bundestagsdrucksache 17/10022, zu Frage 3, 
dargestellt? 

Die zweiwöchige Regelvorgabe des Artikels 9 Absatz 2 des Visakodex wird in 
Nowosibirsk aufgrund der saisonal hohen Nachfrage nach Terminen seit 
ca. drei Monaten überschritten. Das Auswärtige Amt hat darauf u. a. mit einer 
personellen Verstärkung der Visastelle reagiert. Um die bisherigen Wartezeiten 
zur Beantragung eines Schengenvisums an deutschen Auslandsvertretungen in 
Russland ganz zu beseitigen, werden in Russland in diesem Jahr die nicht 
hoheitlichen Verfahrensschritte des Visumverfahrens an externe Dienstleis- 
tungserbringer ausgelagert. 


7. Hält es die Bundesregiemng für zumutbar, wenn Reisewillige in Nowo- 
sibirsk nur innerhalb eines schmalen Zeitfensters von vier Wochen einen 
Visumantrag stellen können, weil eine Antragstellung frühestens drei 
Monate vor der Reise möglich ist, zugleich aber der Antrag mindestens 
zwei Monate vorher gestellt werden muss (bitte ausführen), wie viele Be- 
schwerden gab es im Jahr 2012 in Russland bzw. in Nowosibirsk wegen zu 
langer Wartezeiten im Visumverfahren, und hält es die Bundesregiemng 
für angemessen, wenn angesichts einer Überschreitung der Regelvorgabe 
einer maximal zweiwöchigen Wartefrist - auf die sich die Betroffenen ver- 
lassen köimen durften - um das Vierfache auf der Homepage des General- 
konsulats in Nowosibirsk Reisewilligen davon abgeraten wird, das Konsu- 
lat anzurafen oder per E-Mail zu kontaktieren (siehe Vorbemerkung)? 

Die Situation in Nowosibirsk ist unbefriedigend, allerdings konnten die langen 
Wartezeiten bereits zurückgeführt werden. Im Rahmen seines Serviceauftrags 
weist das Generalkonsulat Reisewillige auf der Website auf die aktuellen War- 
tezeiten hin. Der Bundesregiemng liegen keine statistischen Daten zu der An- 
zahl von Beschwerden wegen zu langer Wartezeiten im Visumverfahren vor. In 
begründeten dringlichen Fällen bietet die Visastelle Vorzugstermine an. 


8. Über welche Zeiträume hinweg wurde in den Jahren 2010, 201 1 und 2012 
die Regelvorgabe einer zweiwöchigen Wartefrist für privat Reisende im 
Generalkonsulat Nowosibirsk überschritten, und wie bewertet die Bundes- 
regierang dies? 

Aufgmnd der besonderen Situation in Nowosibirsk (vgl. Antwort zu Frage 7) 
wurden die Wartezeiten in den Jahren 2010 und 2011 erfasst. Sie stellen sich 
wie folgt dar: 
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Im Jahr 2010 wurde die Regelvorgabe einer zweiwöchigen Wartefrist von An- 
fang Juni bis Ende Juli (4. Juni bis 29. Juli) überschritten, im Jahr 2011 in der 
letzten Maiwoche (24. Mai bis 31. Mai) sowie von Anfang Juli bis Anfang Sep- 
tember (7. Juli bis 9. September). Für das Jahr 2012 wird auf die Antwort zu 
Frage 6 verwiesen. 


9. Inwieweit ist die Rechtfertigung der Bundesregiemng für die Überschrei- 
tung der zweiwöchigen Wartezeit, wonach es in Russland „immer wieder 
saisonal zu höherem Antragsaufkommen gekommen“ sei (ebd., Antwort 
zu Frage 5), mit der Vorgabe in Punkt 3.2.2. im von den nationalen Be- 
hörden vorrangig zu beachtenden (vgl. Artikel 2 des entsprechenden Be- 
schlusses der Kommission vom 19. März 2010) Visa-Handbuch der 
Europäischen Kommission vereinbar, wonach ein Termin innerhalb von 
höchstens zwei Wochen erhältlich sein muss und „Kapazitäten der Kon- 
sulate der Mitgliedstaaten für die Bearbeitung von Visumanträgen (...) so 
anzupassen [sind], dass diese Frist auch in Stoßzeiten eingehalten werden 
kann“? 


Das in der Frage zitierte Visakodex-Handbuch enthält, so in seinem Vorwort, 
„... praktische Anweisungen (Leitlinien, bewährte Verfahren und Empfehlun- 
gen) ...“. Das Visakodex-Handbuch „... enthält weder neue rechtliche Ver- 
pflichtungen für die Mitgliedstaaten noch führt es neue Rechte und Pflichten 
für Antragsteller ein, sondern soll lediglich eine einheitliche Anwendung der 
Rechtsvorschriften gewährleisten. Nur die Rechtsakte, auf denen das Handbuch 
beruht oder auf die es verweist, sind rechtsverbindlich und können vor inner- 
staatlichen Gerichten geltend gemacht werden.“ Im Übrigen wird auf die Ant- 
wort der Bundesregierung zu Frage 3 der Kleinen Anfrage der Fraktion DIE 
LINKE., Bundestagsdrucksache 17/10022 vom 15. Juni 2012, verwiesen. 


10. Was hat die Bundesregierung in der Vergangenheit konkret unternom- 
men, um die Personalkapazitäten im Bereich der Visabearbeitung in 
Russland, aber konkret z. B. auch in Nowosibirsk, so anzupassen, dass 
die zweiwöehige Frist eingehalten werden kann? 

Auf die Antwort der Bundesregierung zu Frage 5 der Kleinen Anfrage der 
Fraktion DIE LINKE., Bundestagsdrucksache 17/10022 vom 15. Juni 2012, 
wird verwiesen. 

a) Wie viele zusätzliche Arbeitskräfte wurden in den letzten zwei Jahren 
in Russland warm eingestellt, wie viele Arbeitskräfte gingen in den 
letzten zwei Jahren verloren, und wie hat sich in den letzten zwei Jah- 
ren im Ergebnis der Personalstand im Bereich der Visumbearbeitung 
verändert (bitte für jedes Quartal den Stand nennen und nach den ver- 
schiedenen Auslandsvertretungen differenziert ausweisen)? 

Das Auswärtige Amt hat 2010 die Visastelle der Botschaft Moskau mit vier zu- 
sätzlichen Saison-Ortskräften verstärkt. In St. Petersburg führte ein Rückgang 
der Visa- Antragszahlen zu einer leichten Verringerung des Personaleinsatzes in 
der Visa-Stelle. Dort waren die Antragszahlen von 51 770 (2007) auf 33 911 
(2011) gesunken. 

An der Visastelle des Generalkonsulats Jekaterinburg wurden vom ersten bis 
einschließlich dritten Quartal 2010 Vakanzen durch die temporäre Entsendung 
von insgesamt drei Visa-Entscheidern überbrückt. Die Visastelle Nowosibirsk 
wurde im dritten und vierten Quartal 2011 durch die temporäre Entsendung von 
insgesamt zwei Visa-Entscheidern verstärkt. Im Übrigen wird auf die Antwort 
der Bundesregierung zu Frage 20 der Kleinen Anfrage der Fraktion DIE 
LINKE., Bundestagsdrucksache 17/8823 vom 28. Februar 2012, verwiesen. 
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b) Wie ist die Behauptung der Bundesregierung, sie sei „bemüht, die 
Regelvorgabe des Visakodex einzuhalten“ (Antwort der Bundesregie- 
rung auf die Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE, auf Bundes- 
tagsdrucksache 17/10022, zu Frage 3), damit zu vereinbaren, dass die 
eingesetzten Mitarbeiterkapazitäten im Bereich der Visumbearbeitung 
in den Jahren 2010 und 2011 ausweislich der Angaben der Bundesre- 
gierung trotz gestiegener Visumzahlen reduziert wurden? 

Die Visazahlen in Russland waren nach 2008 stark rückläufig. Im Jahr 2010 
haben die Visumbearbeitungszahlen pro Mitarbeiterkapazität (MAK) wieder 
das Niveau von 2008 erreicht. Im Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 10a 
verwiesen. Zudem verweist die Bundesregierung auf ihre Antwort zu Frage 21 
der Kleinen Anfrage der Fraktion DIE LINKE., Bundestagsdrucksache 17/8823 
vom 28. Februar 2012. 

c) Wieso betont die Bundesregierung bei kritischen Nachfragen zur Ab- 
senkung der Mitarbeiterkapazitäten (MAK), dass diese Größe „nur 
sehr eingeschränkt Rückschlüsse auf tatsächlichen Personalauf- oder 
-abbau“ zulasse (Antwort der Bundesregierung auf die Kleine An- 
frage der Fraktion DIE LINKE, auf Bundestagsdrucksache 17/10022, 
zu Frage 6), wo es doch die Bundesregierung war, die auf die Frage 
nach der personellen und finanziellen Ausstattung der Auslandsvertre- 
tungen mit entsprechenden Hinweisen auf die MAK antwortete (vgl. 
Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Fraktion 
DIE LINKE, auf Bundestagsdrucksache 17/8221, Antwort zu Frage 9 
und Tabelle II) die Personalkosten als zweite Größe verlaufen in etwa 
parallel zu den MAK und sie überdies daraufhinwies, dass sich das in 
den Auslandsvertretungen „eingesetzte Personal (...) ausschließlich in 
MAK angeben“ lässt (Antwort der Bundesregierung auf die Kleine 
Anfrage der Fraktion DIE LINKE, auf Bundestagsdmcksache 17/8823, 
zu Frage 20) (bitte ausführen)? 

Es wird erneut darauf verwiesen, dass die MAK den tatsächlichen Arbeitsein- 
satz über einen bestimmten Zeitraum in einem spezifischen Aufgabenbereich 
widerspiegeln. Aus verschiedenen Gründen auftretende Personalausfälle und 
Vakanzen verringern den MAK-Wert pro Aufgabenbereich. Dadurch köimen 
die MAK („Ist-Werte“) von dem vom Auswärtigen Amt im Rahmen seiner 
Steuerungsfunktion angestrebten Soll abweichen. Auf die Antworten der 
Bundesregierung zu den Fragen 20 und 21 der Kleinen Anfrage der Fraktion 
DIE LINKE., Bundestagsdrucksache 17/8823 vom 28. Februar 2012, wird 
verwiesen. 


d) Stimmt die Bundesregierung der Aussage zu, dass die eingesetzten 
MAK im Grundsatz erhöht - und nicht gesenkt - werden müssten, um 
eine schnellere Visumbearbeitung erreichen zu können, wenn nein, 
warum nicht, und wenn ja, warum wurden in Russland die eingesetz- 
ten MAK in den Jahren 2010 und 2011 trotz Problemen bei den War- 
tefristen reduziert statt erhöht, mit dem Ergebnis, dass die Zahl der zu 
bearbeitenden Fälle pro MAK deutlich gestiegen ist (bitte nachvoll- 
ziehbar begründen)? 

Die Bundesregierung bemüht sich aktiv um eine bessere Personalausstattung 
der Visastellen an den deutschen Auslandsvertretungen. In diesem Zusammen- 
hang wurden dem Auswärtigen Amt mit dem Haushalt 2012 zehn zusätzliche 
Stellen für sogenannte Visa-Entscheider zugewiesen. Im Rahmen des Haus- 
haltsaufstellungsverfahrens 2013 hat das Auswärtige Amt weiteren Stellenbe- 
darf angemeldet. 
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1 1 . Wie ist der genaue Stand der Auslagerung von nichthoheitlichen Teilen 
des Visumverfahrens an private Dienstleistungsuntemehmen in den 15 
wichtigsten visumpflichtigen Ländern? 

Auf die Antwort der Bundesregierung zu Frage 1 der Kleinen Anfrage der 
Fraktion DIE LINKE., Bundestagsdrucksache 17/8221, wird verwiesen. 

An den meisten großen Visastellen ist die Auslagerung aller nicht hoheitlichen 
Verfahrensschritte an externe Dienstleistungserbringer in Vorbereitung. In 
Großbritannien ist inzwischen das Ausschreibungsverfahren abgeschlossen und 
im Juni 2012 ein Antragsannahmezentrum in Betrieb genommen worden. Die 
Zusammenarbeit der Deutschen Botschaft London mit dem in der Tabelle zur 
Antwort der Bundesregierung zu Frage 1 der Kleinen Anfrage der Fraktion DIE 
LINKE., Bundestagsdrucksache 17/8221, aufgeführten Dienstleistungserbrin- 
ger ist folglich beendet worden. 

ln Russland, China, der Ukraine, Indien und Südafrika finden die Ausschrei- 
bungsverfahren derzeit statt, in der Türkei ist der Vertrag mit dem externen 
Dienstleistungserbringer unterschrieben. Mit Inbetriebnahme der Antragsan- 
nahmezentren enden folglich die Verträge mit den in der genannten Tabelle auf- 
geführten Dienstleistungserbringern. 

Die in der genannten Tabelle aufgeführten Verträge mit Dienstleistungserbrin- 
gem in den Vereinigten Arabischen Emiraten und Saudi-Arabien werden er- 
gänzt und fortgesetzt. In Belarus, Iran, Kasachstan und Kosovo arbeiten die 
deutschen Auslandsvertretungen nicht mit externen Dienstleistungserbringern 
zusammen. 


12. Wie hoch ist derzeit der durchschnittliche Arbeitsaufwand zur Bearbei- 
tung eines Visums, und aufgrund welcher Annahmen rechnet die Bundes- 
regierung mit welchen zeitlichen und im Ergebnis personellen Entlastun- 
gen durch den Einsatz externer Dienstleister (soweit möglich bitte nach 
Privat- und Geschäftsvisum und Antragsaimahme und -prüfung und -be- 
scheidung differenzieren und jeweils Angaben in Minuten zu den 15 
wichtigsten Ländern machen)? 

Der Arbeitsaufivand unterscheidet sich weltweit je nach den Gegebenheiten 
und den Umständen vor Ort. Zu einzelnen Faktoren, die die Bearbeitungsdauer 
beeinflussen, wird auf die Antwort der Bundesregierung zu Frage 1 1 der Klei- 
nen Anfrage der Fraktion DIE LINKE., Bundestagsdrucksache 17/8221 vom 
16. Dezember 2011, verwiesen. Die für die Prüfung der Visumerteilungsvo- 
raussetzungen benötigte Zeit richtet sich nach dem einzelnen Antrag. Die Aus- 
lagerung von nichthoheitlichen Arbeitsschritten im Visumverfahren an externe 
Dienstleistungserbringer setzt Ressourcen innerhalb der Visastelle frei. Denn 
Dienstleistungserbringer übernehmen sowohl vor als auch nach der Entschei- 
dung über den Visumantrag Aufgaben, die ihnen gemäß Artikel 43 Absatz 6 
des Visakodex übertragen werden können und von denen die Visastelle entlas- 
tet wird. Eine genaue Bezifferung der durch Auslagerung gewonnenen Bearbei- 
tungskapazität ist schon aufgrund der weltweit unterschiedlichen Umstände 
nicht möglich. Auf die Antwort der Bundesregierung zu Frage 7 der Kleinen 
Anfrage der Fraktion DIE LINKE., Bundestagsdrucksache 17/8221 vom 
16. Dezember 2011, wird verwiesen. 


13. Mit welchen Mehrbelastungen rechnet die Bundesregierung infolge der 
Erfassung biometrischer Daten im Visumverfahren (bitte so genau wie 
möglich quantifizieren: zeitlicher Aufwand pro Vorgang, benötigtes Per- 
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sonal, finanzielle Mehrkosten, regionale-zeitliche Planung usw.), und wie 
reagiert die Bundesregierung hierauf? 

Genaue Prognosen der weltweiten Mehrbelastung infolge der Erfassung der 
biometrischen Daten sind nicht möglich. Nach den bisherigen Erfahrungen an 
Auslandsvertretungen, an denen die Erfassung der biometrischen Identifika- 
toren bereits Voraussetzung für die Visumerteilung ist, ist die zusätzliche Ver- 
weildauer des Antragstellers sehr unterschiedlich und bewegt sich zwischen 
zwei und neun Minuten. Die Ermittlung von Durchschnittswerten würde den 
unterschiedlichen Gegebenheiten der einzelnen Visastellen nicht gerecht. Zu 
berücksichtigen ist ebenfalls, dass Fingerabdrücke, die im Rahmen eines frühe- 
ren Antrags abgenommen worden sind, gemäß Artikel 13 Absatz 3 des Visa- 
kodex innerhalb von 59 Monaten bei Folgeanträgen kopiert werden. Antrag- 
steller, die innerhalb von 59 Monaten mehrfach in den Schengenraum reisen, 
brauchen somit nur beim Visumantrag für die erste Reise ihre Fingerabdrücke 
abzugeben. Da keine statistischen Daten darüber vorliegen, wie hoch der welt- 
weite Anteil dieser Antragsteller am gesamten Antragsvolumen ist, lässt sich 
auch aus diesem Grund nicht verlässlich abschätzen, ob sich über einen mehr- 
jährigen Zeitraum überhaupt eine Mehrbelastung ergeben wird. 

Dort, wo die Antragsannahme an externe Dienstleistungserbringer ausgelagert 
ist bzw. wird, werden zeitliche Mehrbelastungen bei den Auslandsvertretungen 
nur entstehen, wenn Antragsteller die Visastellen und nicht die externen Dienst- 
leistungserbringer stärker in Anspruch nehmen. 


14. Welche Bemühungen gab es in den zehn wichtigsten visumpflichtigen 
Ländern, in denen der Einsatz externer Dienstleister im Visumverfahren 
geplant ist (beispielhaft aber bitte besonders ausführlich mit Bezug auf 
Russland antworten), mit anderen EU-Mitgliedstaaten im Rahmen der 
Schengen-Zusammenarbeit vor Ort eine Kooperation einzugehen (Vertre- 
tungen, gemeinsame Visumantragstellen usw.), um die fristgerechte Ent- 
gegennahme von Visumanträgen unter angemessenen Bedingungen zu 
organisieren bzw. um eine bessere geografische Abdeckung im betreffen- 
den Drittstaat zu erreichen, und welche konkreten Formen der Zusam- 
menarbeit, die nach Artikel 40 Absatz 2 Buchstabe b des Visakodex vor- 
geschrieben ist, existieren in den genannten Ländern unter welchen EU- 
Mitgliedstaaten (insbesondere mit deutscher Beteiligung)? 

a) Wamm waren oder sind gegebenenfalls solche Formen der Zusam- 
menarbeit nicht möglich, welche konkreten Besprechungen mit ande- 
ren EU-Mitgliedstaaten mit dem Ziel einer solchen Zusammenarbeit 
gab es wann mit welchen Ergebnissen (bitte nach den genannten Län- 
dern differenzieren und genau die Gründe darlegen), und warum ist 
z. B. in Russland und Österreich eine solche Zusammenarbeit mit an- 
deren Mitgliedstaaten möglich, in Deutschland aber nicht? 

b) Wie ist insbesondere die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine 
Anfrage der Fraktion DIE LINKE, auf Bundestagsdmcksache 1 7/10022, 
zu Frage 3 1, zu verstehen, wonach eine „Zusammenarbeit mit anderen 
Schengenpartnem“ in Russland „wegen der hohen Zahl von Anträgen“ 
„im Augenblick nicht vorgesehen“ sei? 

Bieten sich Fonnen der Zusammenarbeit mit anderen Schengen-Part- 
nern nicht gerade bei hohen Antragszahlen zur eigenen Entlastung an? 

c) Wie und mit welchem Ergebnis hat die Bundesregierung vor der Pla- 
nung zur Auslagerung von Teilen des Visumverfahrens an externe 
Dienstleister geprüft - wie nach Artikel 40 Absatz 3 des Visakodex 
vorgeschrieben -, dass Formen der Zusammenarbeit mit anderen Mit- 
gliedstaaten (nach Artikel 40 Absatz 2 Buchstabe b des Visakodex) 
ungeeignet seien und deshalb die Zusammenarbeit mit externen 
Dienstleistem als „letztes Mittel“ in Betracht kommt, und wie genau 
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legt die Bundesregierung die Bedingung „als letztes Mittel“ in diesem 
Zusammenhang aus (bitte ausfuhren)? 

d) Inwieweit kann der von der Bundesregierung geplante breite Einsatz 
externer Dienstleister in zahlreichen Ländern als „letztes Mittel“ 
(Artikel 40 Absatz 3 Visakodex) angesehen werden, wenn z. B. in 
Russland die Mittel für das Personal der Visabearbeitung und die ent- 
sprechenden Mitarbeiterkapazitäten in den Jahren 2010 und 2011 ge- 
kürzt wurden (bitte genau begründen)? 

e) Warum stockt die Bundesregierung nicht zuerst das in der Visabear- 
beitung eingesetzte Personal auf (wie nach Artikel 38 Absatz 1 des 
Visakodex vorgesehen) und sucht nach Fonnen der Zusammenarbeit 
mit anderen EU-Mitgliedstaaten (wie nach Artikel 40 Absatz 2 Buch- 
stabe b des Visakodex vorgesehen), um eine Antragseinreichung in 
den deutschen Konsulaten (wie nach Artikel 40 Absatz 1 des Visako- 
dex vorgesehen) unter angemessenen Bedingungen und innerhalb der 
maximalen Wartefristen zu ennöglich, statt zum eigentlich nur als 
„letztes Mittel“ (Artikel 40 Absatz 3 des Visakodex) vorgesehenen 
Einsatz externer Dienstleister zu greifen, was zudem für die reisewilli- 
gen Menschen mit zusätzlichen Kosten verbunden ist (bitte nachvoll- 
ziehbar begründen)? 

Jede Vertretung Deutschlands durch andere Schengen-Mitgliedstaaten setzt dort 
freie Kapazitäten voraus. Wegen des hohen Visumaufkommens sowohl an den 
deutschen Visastellen wie auch an denen der Schengenpartner ist diese Voraus- 
setzung in den zehn wichtigsten visumpflichtigen Ländern einschließlich Russ- 
lands derzeit nicht gegeben. Deutschland wird aus diesem Grund im Rahmen 
sog. Schengenvertretungsvereinbarangen weltweit lediglich an 25 Dienstorten 
mit niedrigerem Visumaufkommen vertreten. Auch der gemeinsamen Unterbrin- 
gung als Form der Zusammenarbeit sind enge Grenzen gesetzt. Kein Schengen- 
Mitgliedstaat verfügt in den zehn wichtigsten visumpflichtigen Ländern über die 
räumlichen Ressourcen, um dauerhaft deutsche Konsularbeamte und Ortskräfte 
aufzunehmen. Die Einrichtung gemeinsamer Visumantragsannahmestellen wie- 
derum erfordert einen sehr hohen Koordinationsaufwand unter den Schengen- 
partnern und schafft für sich genommen weder räumliche noch personelle Ent- 
lastungen. Möglichkeiten der Entlastung durch Schengenvertretungsvereinba- 
rungen und gemeinsame Unterbringung werden dennoch kontinuierlich geprüft. 
Im Übrigen wird auf die Antworten der Bundesregierung zu den Fragen 31 
und 33 der Kleinen Anfrage der Fraktion DIE LINKE., Bundestagsdrucksache 
17/10022 vom 15. Juni 2012, verwiesen. 

Deutschland vertritt in Kaliningrad Frankreich im Rahmen einer Schengenver- 
tretungsvereinbamng. Einen Überblick über Schengenvertretungsvereinbarun- 
gen unter den Schengen-Mitgliedstaaten bietet die Anlage 28 zum Visakodex. 
Sie ist als „VS-Nur für den Dienstgebrauch“ eingestuft und wurde dem Deut- 
schen Bundestag anlässlich der Beantwortung der Frage 12 der Kleinen Anfrage 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Bundestagsdrucksache 17/10192 vom 
28. Juni 2012, übersandt. Darüber hinaus liegen der Bundesregierang keine Er- 
kenntnisse darüber vor, welche konkreten Formen der Zusammenarbeit unter 
welchen EU-Mitgliedstaaten existieren. 


15. Wie stark können die geplanten Entlastungen durch den Einsatz externer 
Dienstleister im Visumverfahren überhaupt sein, wenn nach Artikel 17 
Absatz 5 des Visakodex „jeder betreffende Mitgliedstaat die Möglichkeit 
für sämtliche Antragsteller aufrecht“ erhalten muss, „die Anträge unmit- 
telbar bei seinen Konsulaten einzureichen“ - und zwar unter den üblichen 
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Regelbedingungen einer maximal zweiwöchigen Wartefrist (bitte aus- 
führlich begründen)? 

Die bisherigen Erfahrungen der Auslandsvertretungen, die bereits mit externen 
Dienstleistungserbringern Zusammenarbeiten, haben gezeigt, dass die überwie- 
gende Mehrheit der Antragsteller von diesem Angebot Gebrauch macht. Im 
Übrigen wird auf die Antwort der Bundesregierung zu Frage 7 der Kleinen An- 
frage der Fraktion DIE LINKE., Bundestagsdrucksache 17/8221 vom 16. De- 
zember 2011, verwiesen. 

a) Wie lange genau sind derzeit die Vorsprachemöglichkeiten in den 
Auslandsvertretungen der zehn wichtigsten visumpflichtigen Länder? 

Auf die Antwort der Bundesregierung zu Frage 12 der Kleinen Anfrage der 
Fraktion DIE LINKE, auf Bundestagsdrucksache 17/8221 vom 16. Dezember 
2011 wird verwiesen. 

b) Welche Änderungen sind diesbezüglich geplant, wenn externe Dienst- 
leister bei der Antragsannahme zum Einsatz kommen, und wie wird 
dabei sichergestellt, dass alle Reisewilligen die Möglichkeit zur An- 
tragstellung in den Auslandsvertretungen innerhalb der zweiwöchigen 
Frist erhalten? 

Durch die Auslagerung nicht hoheitlicher Verfahrensschritte an externe Dienst- 
leistungserbringer wird sich die Anzahl der Antragsteller, die persönlich in der 
Visastelle vorsprechen, voraussichtlich deutlich verringern. Die Auslandsver- 
tretungen sind gehalten, in eigener Zuständigkeit zu prüfen, ob und welche Än- 
derungen vorzunehmen sind, damit allen Reisewilligen die Möglichkeit zur 
Antragstellung in den Auslandsvertretungen innerhalb der im Visakodex vorge- 
sehenen zweiwöchigen Frist gegeben wird. 


16. Ist der Bundesregierung bekannt, dass externe Dienstleister bereits verge- 
bene Termine einfach wieder streichen bzw. sie der Auslandsvertretung 
gar nicht mitteilen, wenn es bei der Bezahlung der Dienstleistungsgebühr 
zu Problemen kommt, ohne dass die Betroffenen von der Streichung ihres 
Termins in Kermtnis gesetzt werden? 

Wenn ja, inwieweit lassen die Verträge mit den Dienstleistem ein solches 
Vorgehen zu? 

Der Bundesregierung ist kein solcher Fall bekaimt. 


17. Hält es die Bundesregiemng für angemessen, dass Antragstellerinnen und 
Antragsteller, die unter Umständen mehrere tausend Kilometer zur Aus- 
landsvertretung anreisen, ihren Antrag nicht stellen können, weil es z. B. 
bei der Bezahlung der 5 Euro Gebühren für den Termin zu Unregelmä- 
ßigkeiten gekommen ist, die sie womöglich nicht selbst verschuldet ha- 
ben, und wäre es in solchen Fällen nicht angemessen, die Hinterlegung 
einer Sicherheitsleistung in Höhe der Servicegebühr zugunsten des 
Dienstleisters zu verlangen, die gegebenenfalls dann an ihn weitergege- 
ben wird, vor dem Hintergrund, dass allein die Anreise zur Auslandsver- 
tretung für den Betroffenen oft erheblich teurer ist als die Termingebühr 
von einigen Euro? 


Der Bundesregierung ist kein solcher Fall bekannt. 
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18. Wie ist es mit der Haftung bestellt, wenn private Dienstleister eine öffent- 
liche Aufgabe wie die Vergabe von Terminen wahrnehmen und dabei 
Fehler machen, z. B. einen zugeteilten Termin der Vertretung nicht über- 
mitteln, und dann deshalb Reisen nicht angetreten werden können, Flüge 
storniert werden müssen oder verfallen etc.? 

Haftet in solchen Fällen die Bundeskasse gemäß Artikel 34 Satz 1 des 
Grundgesetzes? 

Die Bundesregierung teilt nicht die Auffassung, dass es sich bei der Vergabe 
von Terminen zur Visumantragstellung um eine hoheitliche Aufgabe handelt. 
Insofern kann sich die Bundesregierung auch nicht der in der Einleitung zu die- 
ser Kleinen Anfrage vertretenen Auffassung anschließen, es handele sich bei 
der Auslagerung um eine „(...)Teil-Privatisierung hoheitlichen Handelns/...)“. 
Die Auslagerung dieser Aufgabe an einen externen Dienstleistungserbringer ist 
vielmehr nach Artikel 43 Absatz 6 Buchstabe e des Visakodex ausdrücklich zu- 
lässig, die Auslagerang weiterer Aufgaben ist im Einzelnen ebenso in Artikel 
43 Absatz 6 des Visakodex geregelt. 


19. Wie wird in den zehn wichtigsten visumpflichtigen Ländern bzw. gene- 
rell gewährleistet, dass in begründeten dringlichen Fällen eine Antrag- 
stellung ohne Terminvereinbarung möglich sein muss bzw. umgehend ein 
Termin gewährt wird (entsprechend Artikel 9 Absatz 3 des Visakodex)? 

Es besteht die Möglichkeit, die Dringlichkeit auf den üblichen Korrespondenz- 
wegen gegenüber der Auslandsvertretung darzulegen, z. B. per E-Mail, Fax, 
Telefon. 


a) Wie legt die Bundesregierung in diesem Zusammenhang den Begriff 
„umgehend“ konkret aus, bzw. wie ist die entsprechende Praxis? 

Die Bundesregierung legt den Begriff „umgehend“ im Sinne von „so schnell 
wie möglich, ohne jede Verzögerung erfolgend“ aus. 

b) Wie legt die Bundesregierung in diesem Zusammenhang den Begriff 
„begründete dringliche Fälle“ konkret aus, und inwieweit deckt oder 
unterscheidet sich dies von der Annahme einer „Dringlichkeit“ bei 
vielen Geschäftsleuten (vgl. Antwort der Bundesregierang auf die 
Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE, auf Bundestagsdracksache 
17/10022, Antwort zu Frage 9; bitte genau darlegen)? 

Die Bundesregierung legt den Begriff „begründete dringliche Fälle“ nach den 
Vorgaben der „Konsolidierten Fassung des Handbuchs für die Bearbeitung von 
Visumanträgen und die Änderung von bereits erteilten Visa“ zur einheitlichen 
Umsetzung des Visakodex (Beschluss der Europäischen Kommission vom 
19. März 2010 K (2010) 1620 — Durchfährangsbeschluss der Kommission K 
(2011) 5501 endgültig vom 4. August 2011) aus: 

„Dringliche Fälle sind Situationen, in denen das Visum aus für den Antragstel- 
ler nicht vorhersehbaren Gründen nicht früher hätte beantragt werden können. 
Beispiel für einen dringlichen Fall: Ein (in einem Mitgliedstaat wohnhafter) 
enger Verwandter des Antragstellers hat bei einem Verkehrsunfall Verletzungen 
erlitten und benötigt Hilfe vom Antragsteller.“ 

In Bezug auf die Vorhaltung von Terminkontingenten für Geschäftsleute, die 
häufig kurzfristig reisen müssen, wird auf die Antwort der Bundesregierung zu 
Frage 9 der Kleinen Anfrage der Fraktion DIE LINKE., Bundestagsdracksache 
17/10022 vom 16. Mai 2012, verwiesen. Im Übrigen stellt das zitierte Hand- 
buch zum Visakodex klar, dass Auslandsvertretungen für bestimmte Gruppen 
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von Antragstellern beschleunigte Verfahren anbieten dürfen (s. Teil II, Ziffer 
3.2.3.). 


20. Welche Auslandsvertretungen in den zehn wichtigsten visumpflichtigen 
Ländern sehen eine „Terminierung nach Visumkategorien bzw. Reise- 
zweck und Konzentration bestimmter Gruppen auf bestimmte Zeiträume“ 
vor (vgl. Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Frak- 
tion DIE LINKE, auf Bundestagsdrucksache 17/10022, zu Frage 9), und 
wie ist dieses Verfahren genauer ausgestaltet? 

Soweit die Antragsannahme an externe Dienstleistungserbringer ausgelagert 
ist, haben diese die Vorgabe (von engen Ausnahmen abgesehen), jeden Antrag 
innerhalb von 48 Stunden entgegenzunehmen. 

Im Übrigen regeln die Auslandsvertretungen die Terminvergabe zur Beantra- 
gung von Visa in eigener Zuständigkeit unter Berücksichtigung der jeweiligen 
örtlichen Gegebenheiten und Bedürfnisse. Gegebenenfalls erfolgen durch die 
Auslandsvertretungen auch kurzfristige Anpassungen wie zum Beispiel die 
Einräumung von Sonderterminen für Studenten, um die Aufnahme des Stu- 
diums in Deutschland zu Semesterbeginn zu ermöglichen. Vorgaben zur kon- 
kreten Ausgestaltung dieses Verfahrens gibt es daher von Seiten des Auswärti- 
gen Amts nicht. 

a) Entsprechen die jeweilig nach unterschiedlichem Reisezweck vorge- 
haltenen Vorsprachekontingente dem erfahmngsgemäßen Anteil der 
jeweiligen Reisezwecke, und wenn nein, wamm nicht? 

Die Auslandsvertretungen nehmen die Einteilung der Termine in eigener Zu- 
ständigkeit, basierend auf den Erfahrungswerten der Vorjahre, vor. Hierbei be- 
rücksichtigen sie den aktuellen Bedarf sowie die vorhandenen personellen und 
räumlichen Kapazitäten. 

b) Wie und anhand welcher Kriterien wird bei der Terminvereinbamng 
im Einzelfall geprüft (etwa durch einen externen Dienstleister), ob ein 
Reiseanliegen „dringlich“ ist oder nicht? 

Auf die Antworten zu den Fragen 19 und 19b wird verwiesen. 

c) Wird bei Geschäftsreisenden grundsätzlich eine „Dringlichkeit“ unter- 
stellt, mit der Folge, dass sie schneller einen Vorsprachetermin erhal- 
ten als privat Reisende (wie es etwa in dem in der Vorbemerkung der 
Fragesteller auf Bundestagsdmcksache 17/10022 geschilderten und 
von der Bundesregierung bestätigten Fall in Bezug auf das General- 
konsulat in Nowosibirsk der Fall war), wenn nein, wie verhält es sich, 
und weim ja, wie wird dies begründet, angesichts des nicht zuletzt in 
der EU-Gmndrechtecharta verankerten Verbots einer sachlich nicht 
begründeten Ungleichbehandlung (bitte ausführen)? 

Geschäftsreisen werden nicht automatisch als „dringlich“ im Sinne des 
Artikels 9 Absatz 3 des Visakodex eingestuft, vgl. hierzu die Antwort zu 
Frage 19b. 


d) In welchem Umfang kommt es vor, dass privat Reisenden eine direkte 
oder unmittelbare Vorsprache aufgmnd eines dringlichen Reiseanlie- 
gens gewährt wird, und stimmt die Bundesregierang der Einschätzung 
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zu, dass die Anforderung einer Dringlichkeit, die auch nicht vorher- 
sehbar war, eher hoch ist (bitte ausfuhren)? 

Hierzu liegen der Bundesregierung keine statistischen Daten vor, eine Einschät- 
zung ist daher nicht möglich. Im Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 19b 
verwiesen. 


e) Wieso wird privat Reisenden, die z. B. einen Vorsprachetermin inner- 
halb von fünf Wochen bräuchten, um ein (im Vertrauen auf die zwei- 
wöchige Frist des Visakodex) bereits erworbenes Flugticket nutzen zu 
können, selbst in solchen Konstellationen kein rechtzeitiger Vorspra- 
chetemiin aus dem „Kontingent“ für Geschäftsreisende angeboten? 

Aus Sicht der Bundesregierung darf der bloße Umstand, dass ein Flugticket be- 
reits erworben wurde, nicht zur Bejahung der Dringlichkeit der Reise führen. 
Dies käme einer ungerechtfertigten Bevorzugung gegenüber anderen Reisen- 
den gleich, die das Flugticket erst nach erfolgter Terminvereinbarung bzw. 
Visumerteilung erwerben. 


2 1 . Was genau beinhalten die von der Bundesregierung in ihrer Antwort auf 
die Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE, auf Bundestagsdrucksache 
17/10022, zu Frage 17, in Bezug genommenen „Gemeinsamen Schritte“ 
mit dem Ziel der Visumliberalisierung zugunsten Russlands, und inwie- 
weit sind demnach Visaerleichterungen noch iimerhalb dieser Legislatur- 
periode möglich? 

Die „Gemeinsamen Schritte“ umfassen eine Liste von konkreten Reformvor- 
gaben, die Russland und die EU-Mitgliedstaaten vor einer Aufhebung der 
Visumpflicht für Kurzzeitvisa erfüllen müssen. Der Zeitpunkt der Visumfrei- 
heit hängt damit von der Geschwindigkeit ab, mit der die beschlossenen Punkte 
umgesetzt werden. Dabei hat die Umsetzung der Gemeinsamen Schritte nicht 
automatisch die Visumfreiheit zur Folge. Die Europäische Kommission und die 
Mitgliedstaaten entscheiden hierüber auf der Grundlage der Bewertung der 
Umsetzungsschritte. Die Nennung eines festen Zieldatums für die Aufhebung 
der Visumpflicht ist daher nicht möglich. 


22. Kennt die Bundesregierung Fälle, in denen es Probleme bei der Visum- 
vergabe an Geschäftsleute aus Russland bzw. der Ukraine gab? 

Das Auswärtige Amt wird in verschiedener Weise (unmittelbar oder durch Ein- 
schaltung Dritter, wie z. B. von Mitgliedern des Deutschen Bundestages sowie 
von öffentlichen oder privaten Institutionen und Verbänden) mit Fällen befasst, 
in denen darum gebeten wird, auf eine beschleunigte Bearbeitung bzw. positive 
Entscheidung von Visumanträgen hinzuwirken. Solche Anfragen haben auch 
die Visumvergabe an russische und ukrainische Staatsangehörige, unter ande- 
rem Geschäftsleute, zum Gegenstand. Da die Erfassung solcher Vorgänge nur 
nach Ländern unterscheidet, nicht aber nach dem Reisezweck, ist eine Quantifi- 
zierung der Fälle, auf die die Fragestellung zutrifft, jedoch nicht möglich. 


23. In welchem Umfang wird von der Vielreisenden- bzw. Bona-fide-Rege- 
lung (bitte jeweils differenzieren) Gebrauch gemacht, weltweit und in Be- 
zug auf die fünf wichtigsten Herkunftsländer (gegebenenfalls werden un- 
gefähre relative Sehätzwerte erbeten; Wiederholung der Frage 34 der 
Kleinen Anfrage der Fraktion DIE LINKE, auf Bundestagsdmcksache 
17/9837, weil ausdrücklich ungefähre relative Schätzwerte erbeten wor- 
den waren für den Fall, dass keine entsprechenden statistischen Erfassun- 
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gen vorliegen. Die Fragesteller gehen davon aus, dass die Bundesregie- 
rung zu den fünf wichtigsten visumpflichtigen Ländern entsprechende 
Angaben machen kann und vermuten z. B., dass von der Bona-fide-Rege- 
lung allenfalls in sehr geringer Zahl Gebrauch gemacht wird)? 

Es erfolgt hierzu keine statistische Erfassung. Auch können keine „ungefähren 
relativen Schätzwerte“ angegeben werden. Auf die Antwort der Bundesregie- 
rung zu Frage 34 der Kleinen Anfrage der Fraktion DIE LINKE., Bundestags- 
drucksache 17/10022 vom 15. Juni 2012, wird verwiesen. 


24. Wie ist zu erklären, dass die Bundesregierang in ihrer Antwort auf die 
Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE, auf Bundestagsdracksache 
17/10022, zu Frage 38, erklärte, der Hinweis auf der Webseite des Gene- 
ralkonsulats in Istanbul, wonach für die Terminvergabe „mit längeren 
Vorlaufzeiten zu rechnen“ sei und „Termine mindestens 1 Monat im vo- 
raus beim Call-Center IKS zu erfragen“ seien, mit der „hohen Nachfrage 
nach Visumterminen zu Beginn der Hauptreisezeit“ erklärt wurde, dieser 
Hinweis aber auch noch zwei Monate später auf der Webseite unverän- 
dert zu finden war? 

Bei dem Hinweis handelt es sich — trotz gegenwärtiger Wartezeiten von unter 
einer Woche - um eine Empfehlung des Generalkonsulats Istanbul an die An- 
tragsteller, möglichst frühzeitig einen Termin zur Visumbeantragung zu verein- 
baren. Ab September 2012 wird beim Generalkonsulat in Istanbul die An- 
tragsannahme an einen externen Dienstleister ausgelagert, so dass dieser Hin- 
weis entfernt wird. 


25. In Bezug auf welche Länder besteht derzeit eine „hinkende Visum- 
pfiicht“, d. h. dass deutsche Staatsangehörige in diese Länder visumfrei 
einreisen können, nicht jedoch deren Staatsangehörige nach Deutschland 
(bzw. in Bezug auf welche Länder verhält es sich womöglich anders 
herum)? 

ln folgende Staaten dürfen Deutsche für kurzfristige Aufenthalte (Zeiträume 
variieren) ohne Aufnahme einer Erwerbstätigkeit grandsätzlich visumfrei ein- 
reisen, während umgekehrt die Staatsangehörigen der genaimten Staaten für 
Reisen nach Deutschland (bzw. den Schengenraum) der Visumpflicht unterlie- 
gen: Belize, Bolivien, Dominica, Dominikanische Republik, Ecuador, 
Georgien, Grenada, Guyana, Haiti, Jamaika, Kirgisistan, Kolumbien, Kosovo, 
Lesotho, Malawi, Marokko, Marshall-Inseln, Mikronesien, Moldau, Namibia, 
Ruanda, Samoa, Senegal, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, 
Swasiland, Thailand, Tonga, Trinidad und Tobago, Tunesien, Türkei, Ukraine, 
Vanuatu. Australien und die Vereinigten Staaten fordern von deutschen Staats- 
angehörigen eine elektronische Reiseanmeldung („eVisitor“ bzw. „ESTA“), die 
jedoch nach Ansicht der Kommission rechtlich nicht mit einem Visum gleich- 
zusetzen ist. 
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